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Vorbemerkung

Mit dem Zerfall der Sowjetunion im Jahre 1991 hat Zen­

tralasien auf einen Schlag neue geopolitische Bedeutung 

gewonnen. In einem strategisch heiklen Gebiet, zwischen 

den Giganten Rußland und China, an der Nahtstelle des 

islamischen, europäischen und fernöstlichen Kulturraums 

sowie in der Nachbarschaft Irans und des Bürgerkriegslan­

des Afghanistan, betraten fünf neue Staaten die Bühne der 

internationalen Politik - Kasachstan, Kirgistan, Usbeki­

stan, Tadschikistan und Turkmenistan.* 1

Bereits kurz nach der Auflösung der UdSSR erkannte die 

Volksrepublik China die neu entstandenen zentralasiati­

schen Republiken an und nahm diplomatische Beziehungen
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zu ihnen auf. In den folgenden drei Jahren folgte ein reger 

Besucheraustausch auf höchster Regierungsebene, der mit 

dem Besuch des chinesischen Ministerpräsidenten Li Peng 

in Usbekistan, Turkmenistan, Kirgistan und Kasachstan im 

April 1994 gipfelte. Tadschikistan stand aufgrund des 

anhaltenden Bürgerkrieges und der damit verbundenen 

innenpolitischen Probleme nicht auf der Reiseroute Li 

Pengs. Zuvor hatten bereits alle Staatspräsidenten der 

zentralasiatischen Republiken Beijing besucht.2

Die Beziehungen Chinas zu den neuen Republiken basier­

ten von Beginn an auf den fünf Prinzipien der friedlichen 

Koexistenz und der Anerkennung der "Ein-China-Politik" 

Beijings durch die zentralasiatischen Republiken. Bei sei­

ner Reise nach Zentralasien im April 1994 verdeutlichte Li 

Peng zu Beginn seines Aufenthaltes in Taschkent die chi­

nesische Politik gegenüber den neuen Republiken: "1. 

Aufrechterhaltung nachbarschaftlicher Freundschaft und 

friedlichen Zusammenlebens, 2. Kooperation zum gegen­

seitigen Nutzen und Förderung des gemeinsamen Gedei­

hens, 3. Respektierung der Wahl des Volkes jedes Landes, 

keine Einmischung in die Innenpolitik anderer Länder, 4. 

Respektierung von Unabhängigkeit und Souveränität, För­

derung regionaler Stabilität."3

Die Unabhängigkeit der fünf zentralasiatischen GUS-Staa- 

ten stellte für die chinesische Regierung eine potentielle 

Gefahrenquelle für die Autonome Region Xinjiang dar, da 

die nationalen Minderheiten in Xinjiang zahlreiche ethni­

sche und religiöse Verbindungen zu den Titulamationen 

der neuen Staaten haben. Beijing befürchtete, daß die 

Unabhängigkeit der zentralasiatischen Staaten eine Vor­

bildfunktion für die Minderheiten in Xinjiang haben könn­

te und daß dadurch verstärkt Separationsbestrebungen 

auftreten würden. Um dies zu verhindern, bediente sich 

Beijing einer Doppelstrategie:

Einerseits wurden der Wirtschaftsaufbau und die Versor­

gungslage in Xinjiang seit dem Zerfall der UdSSR for­

ciert, um das Unruhepotential zu dämpfen und den Min­

derheiten vor Augen zu führen, daß es ihnen in China 

wirtschaftlich besser ergeht als ihren ethnisch und religiös 

verwandten Volksgenossen in den neuen zentralasiatischen 

Republiken. Andererseits wurden gleichzeitig die Militär- 

und Sicherheitskräfte in Xinjiang verstärkt, um möglichen 

Unruhen mit Härte entgegentreten zu können, und weitere 

Hanchinesen angesiedelt, um eine stärkere Anbindung 

Xinjiangs an China zu erreichen. Aus diesem Grund ist 

China an guten wirtschaftlichen Beziehungen zu den zen­

tralasiatischen Staaten interessiert, denn der Wirtschafts­

aufbau in Xinjiang soll durch den Grenzhandel verstärkt 

werden. Weiterhin ist es für Beijing wichtig, daß die poli­

tischen Verhältnisse in den neuen Republiken stabil blei­

ben, die momentanen säkularen Machthaber, die sich aus 

der alten Nomenklatura der UdSSR rekrutieren, an der 

Macht bleiben und islamisch-fundamentalistische und pan­

türkische Strömungen unterdrückt werden. Mit anderen 

Worten ist China an der Aufrechterhaltung des Status quo 

und dem Ausbau des Handels mit den zentralasiatischen 

Republiken interessiert.

Vor diesem Hintergrund sollen folgende Fragen beantwor­

tet werden: Welche Konsequenzen ergeben sich für die 

chinesisch-zentralasiatischen Beziehungen aus der wirt­

schaftlichen, politischen und militärischen Situation in den 

zentralasiatischen Republiken? Welche konkreten Interes­

sen verfolgt China in Zentralasien und wie entwickelten 

sich die Beziehungen zu den zentralasiatischen Republi­

ken? Welche anderen Akteure sind relevant für die zen­

tralasiatischen Republiken und inwieweit relativiert sich 

dadurch die Rolle Chinas beziehungsweise welche Konse­

quenzen ergeben sich für die chinesisch-zentralasiatischen 

Beziehungen?

Im folgenden soll zunächst die wirtschaftliche, politische 

und sicherheitspolitische Situation der fünf zentralasiati­

schen Republiken untersucht werden. Im Anschluß daran 

werden die Beziehungen Beijings zu den einzelnen Repu­

bliken analysiert und im dritten Teil die Konkurrenz der 

verschiedenen Mächte um Einfluß in Zentralasien unter­

sucht. Insbesondere sind dies die Türkei, der Iran und 

China, aber auch Rußland, welches von den westlichen 

Beobachtern kurz nach der Unabhängigkeit der zentralasia­

tischen Republiken als wichtiger Akteur zunächst vernach­

lässigt wurde, aber immer noch den größten Einfluß auf 

die Region hat.

1 Aktuelle Situation und Schwierigkeiten in

den jungen Republiken Zentralasiens

1.1 Wirtschaftliche Lage und Probleme

Kasachstan

Kasachstan ist das flächenmäßig größte Land der zentral­

asiatischen Republiken (zweitgrößter Nachfolgestaat der 

UdSSR) mit dem ebenso größten Bruttosozialprodukt pro 

Kopf (vgl. Tabelle 1), verfügt über mindestens dreimal 

soviel Erdölvorräte wie Kuwait und besitzt dazu Uran, 

Kohle und Buntmetalle.4 Trotzdem befindet sich das Land 

- wie alle neuen zentralasiatischen Republiken - nach wie 

vor in einem wirtschaftlichen Verfall, der 1995 zwar leicht 

gebremst werden konnte, jedoch nicht gestoppt wurde. 

Das BSP sank in den ersten drei Quartalen 1995 nur noch 

um 10,3 Prozent,5 der steigende Abwärtstrend der vorhe­

rigen Jahre scheint somit überwunden zu sein (vgl. Tabel­

le 2). Kritisch ist nach wie vor die Situation im Agrar- und 

Energiesektor, denn in beiden Bereichen ist die Produktion 

1995 weiter gesunken.6 Nach Angaben der Bf AI sind die 

gesamtwirtschaftlichen Ziffern für 1995 im Vergleich zu 

den vorherigen Jahren jedoch positiv zu bewerten: "Die 

Inflationsrate ist insgesamt um über 80% zurückgegangen, 

es besteht ein Handelsbilanzüberschuß und das Zahlungs­

bilanzdefizit in laufender Rechnung liegt erheblich niedri­

ger als die Schätzung des IWF. "7

Ursache für die nach wie vor schlechte wirtschaftliche 

Verfassung des Landes ist neben den strukturellen Pro­

blemen die Unterbrechung der Lieferbeziehungen in die 

GUS-Republiken, vor allem bei den Rohstofflieferungen. 

Die Exporte brachen stark ein, und Importe müssen jetzt 

in Devisen zu Weltmarktpreisen bezogen werden. Um 

seine natürlichen Ressourcen nutzen zu können, ist Ka­

sachstan weitgehend auf ausländisches Kapital und Know- 

how angewiesen.8 Kritisch ist in diesem Zusammenhang 

vor allem die Abhängigkeit Kasachstans von Rußland. 

Zwar soll durch die Zollunion zwischen Rußland und Ka­

sachstan - der auch Weißrußland angehört - die Handelsbi­

lanz zwischen beiden Ländern ausgeglichen werden, doch 

deutet die Übernahme der russischen Zollgesetzgebung 

durch Kasachstan eine sich verstärkende Abhängigkeit der
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Tabelle 1: Basisindikatoren der zentralasiatischen Republiken

Kasachstan Kirgistan Usbekistan Tadschikistan Turkmenistan

Einwohner in Mio (1993) 17 4,6 21,9 5,8 3,9

Landfläche in tausend km2 2.717 199 447 143 488

BSP pro Kopf in US$ (1993) 1.560 850 970 470

(Quelle: World Bank, World Bank Development Report, Oxford, New York, 1995, S. 162f.)

Tabelle 2: Bruttosozialprodukt- und Preisniveauentwicklung der zentralasiatischen Republiken

Entwicklung des BSP 1991-1994 (in %) Entwicklung der Inflationsrate 1991-1994 (in %)

1991 1992 1993 1994 Durchschn. 1991 1992 1993 1994 Durchschn.

Kasachstan -13,00 -14,00 -12,00 -25,00 16,00 91,00 1381,00 1662,30 1879,90 1253,60

Kirgistan -5,00 -19,10 -16,00 -26,50 16,70 85,00 854,60 1208,80 278,10 606,60

Usbekistan -0,90 -11,10 -2,40 -3,40 4,50 105,00 644,70 534,20 1432,50 679,10

Tadjikistan -7,10 -28,90 -11,10 -21,40 17,10 111,60 1156,70 2194,90 350,40 953,40

Turkmenistan -4,70 -5,30 -10,00 -20,00 10,00 102,50 492,90 3102,40 2610,70 1577,10

(Quelle: International Monetary Fund, "World Economic Outlook", in: World Economic and Financial Surveys, IMF, 

October 1995)

zentralasiatischen Republik von seinem mächtigen nördli­

chen Nachbarn an.9 Insbesondere ist Kasachstan bei seinen 

Öl- und Gasexporten auf die russischen Pipelines und so­

mit auf den 'Goodwill' der Russen angewiesen.10

Kirgistan

Trotz ähnlicher negativer Wachstumsraten und Inflations­

raten wie Kasachstan genießt Kirgistan unter der interna­

tionalen Gebergemeinschaft die größten Zuwendungen der 

Kreditgeber (vgl. Tabelle 1). Kirgistan hat mehr Aus­

landshilfe pro Kopf angezogen als jeder andere Staat der 

ehemaligen Sowjetunion. Im Juni 1995 wurden Kirgistan 

680 Mio. US$ zugesagt, nachdem die internationalen Fi­

nanzinstitutionen das ambitionierte Reformprogramm des 

Landes gebilligt hatten.11 "The liberalisation process has 

been largely completed. The privatisation programme is 

progressing as well",12 so die Weltbank in einer Verlaut­

barung in Paris im Juni 1995. In den ersten neun Monaten 

1995 sank das BSP nur noch um 4,5 Prozent,13 und die 

Inflationsrate ging im ersten Halbjahr 1995 auf 8,9 Pro­

zent zurück.14 (Vgl. zu den vorherigen Jahren Tabelle 2.)

Im Verhältnis zu seinen zentralasiatischen Nachbarn hat 

Kirgistan kaum nennenswerte Bodenschätze, konnte aber 

durch die progressivste ökonomische Reform unter den 

Nachfolgestaaten der Sowjetunion diesen komparativen 

Nachteil weitgehend ausgleichen. Das kleine zentralasiati­

sche Land hat mittlerweile die stabilste Währung der GUS- 

Staaten und hat im April 1995 die Statuten des IWF rati­

fiziert, wodurch die kirgisische Währung "Som" interna­

tional konvertierbar wurde.15 Das Land hat Ambitionen, 

die "Schweiz Zentralasiens" zu werden, und versucht durch 

ein liberales Investitionsregime, ausländisches Kapital zur 

Erschließung seiner limitierten Öl-, Gas- und Goldreser­

ven anzulocken.16

Usbekistan

Zu Zeiten der UdSSR war Usbekistan der Hauptbaum- 

wollieferant der Sowjetunion. Noch heute ist das Land 

der fünftgrößte Baumwollproduzent und der zweitgrößte

Baumwollexporteur weltweit.17 Doch die Baumwollpro­

duktion - mehr als die Hälfte der landwirtschaftlichen 

Nutzfläche dient dem Baumwollanbau - ist einerseits als 

Devisenbringer eine der Grundlagen der wirtschaftlichen 

Modernisierung und andererseits durch die starke Um­

weltbelastung der Monokulturen eine schwere Bürde. Die 

intensive Bewässerung der Felder und der Einsatz von 

Pestiziden und Düngemitteln haben den Aralsee - eines der 

größten Binnengewässer der Erde - auf zirka die Hälfte 

seiner ursprünglichen Größe schrumpfen lassen und das 

Leben im See weitgehend zerstört. Mehr als zwei Mio. 

Hektar Wüste hat das Binnenmeer schon freigegeben. Die 

Desertifikation setzt jährlich 100 Mio. Tonnen Gift- und 

Salzstaub frei, die durch den Wind in der Region verteilt 

werden. Nach Angaben der UNO sind etwa 30 Millionen 

Menschen in Mittelasien dieser Umweltkatastrophe ausge­

setzt.18

Neben der Baumwolle verfügt Usbekistan über große Vor­

kommen an Gold, Öl, Kohle und Buntmetallen. Durch die 

Erschließung der eigenen Gas- und Ölvorkommen in jüng­

ster Zeit - Usbekistan steht in der Erdölförderung kurz vor 

der Selbstversorgung - konnte das Land die Abhängigkeit 

von Rußland devisenschonend verringern.19 Die Einnah­

men aus einer Jahresproduktion von 80 t Gold im Wert 

von 1 Mrd. US$ begünstigten zwar den Ausbau der Wirt­

schaft, konnten jedoch nicht ein Sinken des Bruttosozial­

produkts verhindern.20 Von 1991 bis 1994 sank das BSP 

im Jahresdurchschnitt um 4,5 Prozent, die Inflationsrate 

lag im gleichen Zeitraum bei durchschnittlich 680 Prozent 

(vgl. Tabelle 2). Damit lag der BSP-Rückgang jedoch 

deutlich unter dem Niveau der anderen zentralasiatischen 

Republiken. Das Preisniveau ist im ersten Halbjahr 1995 

um 91,4 Prozent gestiegen,21 während sich das BSP in den 

ersten drei Quartalen 1995 weitgehend stabilisiert hat und 

nur um 0,5 Prozent zurückgegangen ist.22 Die internatio­

nale Gebergemeinschaft hat Usbekistan einen Kredit über 

900 Mio. US$ zugesichert, wenn es die Auflagen des In­

ternationalen Währungsfonds (IMF) - weitere Privatisie­

rungen, Preisfreigabe und Einstellung der Subventionen - 

erfüllen sollte.23
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Aufgrund ihrer exponierten geographischen Lage ist die 

usbekische Hauptstadt Taschkent einer der Hauptanzugs­

punkte in Zentralasien für ausländische Investitionen. "Die 

hohe Bevölkerungskonzentration sowie ihre Rolle als 

Kreuzungspunkt des mittelasiatischen Transportnetzes 

haben die Entwicklung der Stadt und des Gebietes Tasch­

kent wesentlich beeinflußt."24 Das Produktionsniveau der 

Hauptstadt liegt - gemessen an der Produktion je Einwoh­

ner - fast zweimal über dem Landesdurchschnitt. Durch 

seine zahlreichen kulturellen und wissenschaftlichen Ein­

richtungen hat Taschkent auch eine herausragende Stellung 

auf dem soziokulturellen und wissenschaftlichen Gebiet 

innerhalb Zentralasiens.25

Tadschikistan

Von allen fünf zentralasiatischen Republiken ist die Wirt­

schaft in Tadschikistan aufgrund des anhaltenden Bürger­

kriegs in der schlechtesten Verfassung, das BSP ist hier 

mit 17,1 Prozent in den Jahren 1991 bis 1994 am deutlich­

sten gefallen (vgl. Tabelle 2). In den ersten neun Monaten 

1995 ist das BSP erneut um 9,3 Prozent gesunken.26 Auch 

bei der Inflationsbekämpfung war Tadschikistan im Ver­

gleich zu seinen Nachbarn wenig erfolgreich. Lag die 

durchschnittliche Preissteigerungsrate zwischen 1991 und 

1994 noch im zentralasiatischen Mittelfeld (vgl. Tabelle 

2), ist sie im ersten Halbjahr 1995 deutlich über dem 

Durchschnitt und immer noch dreistellig.27 Ein weiteres 

Indiz für die Schwäche der tadschikischen Wirtschaft ist, 

daß Tadschikistan als letzte der 15 ehemaligen Sowjetre­

publiken erst im Mai 1995 eine eigene Währung einge­

führt und sich damit vom russischen Rubel getrennt hat.28

Turkmenistan

Ebenso wie in allen anderen zentralasiatischen Republiken 

konnte auch in Turkmenistan der Traum vom schnellen 

Reichtum und Wohlstand durch die Ausbeutung der vor­

handenen Bodenschätze noch nicht realisiert werden. Ob­

wohl Turkmenistan über die drittgrößten Erdgasvorkom­

men der Welt verfügt und sich vorgenommen hat, zum 

Kuwait Zentralasiens zu werden, konnte die Talfahrt der 

Wirtschaft nicht gestoppt werden. Dies liegt nach Mei­

nung des Wiener Instituts für internationale Wirtschafts­

vergleiche zum einen an der nur schleppend vorankom- 

menden Privatisierung und dem Festhalten an der alten 

sowjetischen Wirtschaftspolitik und zum anderen an dem 

Mangel eigener Pipelines zum Erdgasverkauf. Turkmeni­

stan ist von den rassischen Pipelines abhängig, und Mos­

kau ist darauf bedacht, die Erdgas- und Erdöllieferungen 

der GUS-Mitglieder unter eigener Kontrolle zu halten. Die 

Energielieferungen Turkmenistans laufen somit über Ruß­

land und landen in den oft zahlungsunfälligen Ländern der 

GUS. So ist beispielsweise Turkmenistan nach Rußland 

der zweitgrößte Kreditgeber der Ukraine.29

Fazit

Insgesamt läßt sich resümieren, daß die zentralasiatischen 

Republiken das Ende ihrer wirtschaftlichen Talfahrt noch 

nicht erreicht haben. Vor allem Tadschikistan und Turk­

menistan befinden sich noch immer deutlich im Abwärts­

trend, wobei der Rückgang des BSP in Kirgistan und Ka­

sachstan etwas gebremst werden konnte und sich in Usbe­

kistan eine Wende anzudeuten scheint. In Usbekistan, 

Kasachstan, aber auch Turkmenistan konnten die reichlich 

vorhandenen Bodenschätze den wirtschaftlichen Verfall 

etwas bremsen, während in Kirgistan eine radikale Wirt­

schaftsreform Ähnliches erreichte. Größtes Problem neben 

den strukturellen Defiziten in der Wirtschaft ist vor allem 

für Kasachstan, Tadschikistan und Turkmenistan die nach 

wie vor große Abhängigkeit von Moskau. In Tadschikistan 

ist sie durch den anhaltenden Bürgerkrieg politisch und 

militärisch bedingt, während sie in Kasachstan und Turk­

menistan hauptsächlich durch infrastrukturelle Mankos zu 

erklären ist. Beide Länder können ihre reichhaltigen Öl- 

und Gasvorkommen nur über russische Pipelines exportie­

ren. Für alle Länder kommt erschwerend hinzu, daß in 

sowjetischen Zeiten die Schlüsselpositionen in der Indu­

strie und Verwaltung von Russen besetzt waren, so daß 

sich durch die Abwanderung der slawischen Bevölkerung 

(vgl. Tabelle 4) Engpässe bei hochqualifiziertem Personal 

ergeben.

Somit zeigt sich nach nunmehr fünf Jahren Unabhängig­

keit der zentral asiatischen Staaten, daß sie zwar vollkom­

mene völkerrechtliche Souveränität besitzen, wirtschaftlich 

aber noch immer unter dem Einfluß Moskaus stehen. Die 

Strukturen der über 70jährigen kommunistischen Herr­

schaft konnten nicht beseitigt und ersetzt werden, im Ge­

genteil, es zeichnet sich ab, daß Rußland seinen Einfluß 

auf die Region nach anfänglicher Unabhängigkeitseuphorie 

in den zentral asiatischen Republiken erneut konsolidieren 

konnte. Dies wird in der Folge noch zu analysieren sein, 

zunächst werden jedoch die innenpolitischen Probleme und 

Konfliktpotentiale in den zentralasiatischen Republiken 

untersucht, wobei auch hier der russische Einfluß eine 

maßgebliche Rolle spielt.

1.2 Innenpolitischer Zustand und mögliche Konitikt- 

potentiale

Kasachstan

Der im Dezember 1991 gewählte kasachische Präsident 

Nursultan Nasarbajew ließ sich seine Amtszeit in einer 

Volksabstimmung Ende April 1995 bis ins Jahr 2000 ver­

längern, wobei das Ergebnis von 95,4 Prozent an alte so 

wjetische Verhältnisse erinnerte. Dieses Ergebnis ist um 

so verwunderlicher, da Umfragen einige Tage vor der 

Wahl eine Zustimmung für Nasarbajew zwischen 73 und 

75 Prozent prognostiziert hatten.30 Mit ähnlich großer 

Mehrheit wurde im August 1995 eine neue Verfassung 

vom kasachischen Volk angenommen, welche die Befug­

nisse des Präsidenten erheblich erweitert. Er kann das 

Parlament auflösen sowie sämtliche Richter und einen 

Großteil der Mitglieder des Oberhauses ernennen. Um den 

Präsidenten seines Amtes zu entheben, bedarf es hingegen 

einer Dreiviertel-Mehrheit beider Kammern.31 Ausländi­

sche Beobachter gingen bei dieser Abstimmung, wir. be­

reits bei den Parlaments wählen im März 1994 und der 

Volksabstimmung im April 1995, von Wahlmanipulation 

aus.32

Eine besondere Herausforderung für den kasac' »chen 

Präsidenten ist der Ausgleich zwischen den beiden rö ’>ten 

Ethnien in Kasachstan, den Kasachen und Russe.: (vgl. 

Tabelle 3). Durch die neue Verfassung wurde Russisch
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Tabelle 3: Die ethnische Struktur in den zentralasiatischen Republiken 1990 (in %)

Kasachstan Kirgistan Usbekistan Tadschikistan Turkmenistan

Kasachen 39,7 4,1

Kirgisen 52,4

Deutsche 5,8 2,9

Russen 37,8 21,5 8,3 7,6 9,5

Usbeken 12,9 71,4 23,5 9

Ukrainer 5,4 2,5

Tadschiken 4,7 62,3

Turkmenen 72

(Quelle: Larissa Schatalina, "Sicherheitsprobleme der ehemaligen Sowjetrepubliken Zentralasiens", 

in: Österreichische Militärische Zeitschrift, 24. Jahrgang, Heft 1, Jänner/Februar 1996, S. 33.)

Tabelle 4: Nettomigration aus den zentralasiatischen Republiken 

nach Rußland (in 1.000)

(Quelle: Larissa Schatalina, "Sicherheitsprobleme der ehemaligen Sowjet­

republiken Zentralasiens", in: Österreichische Militärische Zeitschrift,

24.Jahrgang, Heft 1, Jänner/Februar 1996, S. 33)

1990 1991 1992 1993

Kasachstan 54,6 29,5 96,6 127,0

Kirgistan 21,2 17,7 49,8 86,7

Usbekistan 65,9 35,9 86,4 70,6

Tadschikistan 40,3 17,6 66,7 62,9

Turkmenistan 5,1 4,5 12,0 6,8

Gesamt 187,1 105,2 311,5 354,0

"offizielle" Sprache, während Kasachisch Amtssprache 

blieb.33 Ebenso kam Nasarbajew der slawischen Bevölke­

rungsgruppe entgegen, indem beschlossen wurde, die ka­

sachische Hauptstadt von Alma Ata in den Norden des 

Landes nach Akmola zu verlegen. Akmola liegt im Zen­

trum der industriellen Produktionsstätten Kasachstans, die 

überwiegend von Russen bevölkert sind, außerdem befin­

den sich die wichtigsten Bodenschätze - Öl, Gas und Gold 

- im Norden des Landes. Mit der Entscheidung wollte die 

Regierung offenbar Separationsbestrebungen der slawi­

schen Bevölkerung von Kasachstan einerseits und Vereini­

gungsbestrebungen mit Rußland andererseits entgegenwir­

ken.34

Sowohl die Verfassungsänderung als auch die Hauptstadt­

verlegung verdeutlichen weiterhin, wie sehr die kasachi­

sche Regierung dem Druck Moskaus ausgesetzt ist. Die 

Einflußnahme Moskaus wurde insbesondere nach der Auf­

lösung des kasachischen Parlaments durch Präsident Na­

sarbajew im März 1995 deutlich. Rußland befürchtete, daß 

durch die Auflösung des Parlaments - in welchem die sla­

wische Bevölkerung durch alte Kader aus sowjetischer Zeit 

stark vertreten war - die Interessen der in Kasachstan le­

benden Russen nicht mehr gewahrt werden könnten. Mos­

kau warnte davor, "daß Kasachstan einer autoritären Prä­

sidentenherrschaft unterworfen werden könne."35 Da Ka­

sachstan bei seinen Öl- und Gasexporten weitgehend von 

russischen Transportmöglichkeiten abhängig ist, kann 

Moskau seine Forderungen durch ökonomischen Druck 

untermauern.

Insgesamt scheint sich der ökonomische Austeritätskurs 

Nasarbajews, den er mit harter Hand verfolgt, jedoch aus­

zuzahlen. Die wirtschaftlichen Rahmendaten von 1995 

(s.o.) versprechen eine leichte Konsolidierung der kasachi­

schen Wirtschaft. Dies bringt dem Präsidenten trotz sei­

ner autoritären Herrschaft vor allem in den westlichen 

Ländern Sympathien bei Regierungen und Investoren ein. 

Der Name Nasarbajew wird mit Stabilität verbunden, und 

so wird über Demokratiedefizite in Kasachstan leicht hin­

weggesehen.36

Kirgistan

Im Gegensatz zu allen anderen Präsidenten der zentralasia­

tischen Republiken ist der Präsident Kirgistans, Askar 

Akajew, kein ehemaliger kommunistischer Führer. Ebenso 

ist Kirgistan das einzige Land in Zentralasien mit einer 

Demokratie nach westlichen Maßstäben.37 Das kleine 

Bergland hat eine liberale Verfassung nach amerikani­

schem Vorbild, der Präsident ist der starke Mann im Staat. 

Akajew wurde bei den ersten freien Präsidentschaftswah­

len im Dezember 1995 in seinem Amt bestätigt. Seine 

Konkurrenten warfen ihm zwar Wahlbetrug und Wahl­

manipulation vor, insbesondere sein kommunistischer 

Gegenkandidat Masalijew, internationale Wahlbeobachter 

sahen indes keinen Grund, die Wahl als undemokratisch zu 

bezeichnen.38

Ebenso wie für seinen Kollegen Nasarbajew im benachbar­

ten Kasachstan ist auch für Akajew eine der größten Her­

ausforderungen der Ausgleich zwischen den verschiedenen 

Ethnien des Landes, insbesondere zwischen Kirgisen und
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Russen (vgl. Tabelle 3). In Kirgistan konzentriert sich die 

slawische Bevölkerung vor allem in den wirtschaftlich am 

besten entwickelten Regionen, und die Russen haben nach 

wie vor die meisten Schlüsselpositionen in der Wirtschaft 

inne. Zu UdSSR-Zeiten waren nur drei bis 13 Prozent der 

industriellen Arbeitsplätze von Kirgisen besetzt. Somit 

bringt die starke Abwanderung der russischen Bevölke­

rung (vgl. Tabelle 4) für die weitgehend industriell ge­

prägte Wirtschaft Kirgistans erhebliche Probleme mit sich. 

Sollten die Russen in unvermindertem Tempo das Land 

verlassen, werden bis zum Jahr 2000 die Usbeken die 

zweitgrößte Volksgruppe des Landes sein.39

Usbekistan

Der 1991 als erster Präsident des unabhängigen Usbeki­

stans gewählte Islam Karimov ließ sich ebenso wie der 

kasachische Präsident Nasarbajew seine Amtszeit in einem 

Referendum im März 1995 bis zum Jahr 2000 verlängern. 

99 Prozent der Abstimmenden hatten seinem Vorschlag 

zugestimmt, ihn bis zum nächsten Jahrtausend im Amt zu 

bestätigen, internationale Beobachter wurden nicht zu den 

Wait len geladen.40

Karimow - zu Zeiten der UdSSR Chef der Kommunisti­

schen Partei Usbekistans - regiert sein Land mit harter 

Hand: "Wer Kritik am Regime äußert, riskiert in Usbeki­

stan die Freiheit oder gar das Leben."41 Die Opposition, 

ob islamisch oder säkular eingestellt, wird erbittert ver­

folgt und bekämpft. Die islamisch, pantürkisch oder na­

tionalistisch ausgerichteten Parteien hatten kaum eine 

Chance zur Artikulation ihrer Interessen, und jede drohen­

de Gefahr aus diesen Richtungen wurde im Keim erstickt. 

Durch eine staatlich gesteuerte Wiederbelebung eines mo­

deraten Islams und die Forcierung der nationalen Kompo­

nente hat Karimow Islamisten, Pantürkisten und Nationa­

listen gleichzeitig den Wind aus den Segeln genommen. 

Der Präsident rechtfertigt seine autoritäre Führung des 

Landes mit der geringen Erfahrung seiner Landsleute mit 

demokratischen Strukturen und der desolaten Wirtschafts­

lage Usbekistans. Oberste Prämisse der politischen Füh­

rung ist somit die Aufrechterhaltung der politischen Stabi­

lität und der wirtschaftliche Aufschwung des Landes.42

Die ethnische Struktur Usbekistans läßt auf den ersten 

Blick nur ein geringes ethnisches Konfliktpotential erken­

nen, da annähernd dreiviertel der Bevölkerung Usbeken 

sind und sich das restliche Viertel auf drei weitere Volks­

gruppen verteilt (vgl. Tabelle 3). Durch die willkürliche 

territoriale Grenzziehung in den dreißiger Jahren zwischen 

Usbekistan und Tadschikistan sind jedoch bedeutende 

Teile, die traditionell mit Tadschikistan verbunden waren 

(v.a. Samarkand und Buchara als Zentren der alten Zivili­

sation Zentralasiens), auf das Territorium Usbekistans 

geraten. Bei Volkszählungen wurden fortan bedeutende 

Teile der tadschikischen Bevölkerung als Usbeken regi­

striert, so daß nach inoffiziellen Schätzungen etwa 25% 

der Bevölkerung Usbekistans Tadschiken sind.43 Die Us­

beken selber sind eines der konsolidiertesten Völker in 

ganz Mittelasien, was auf die traditionelle Bedeutung des 

innerethnischen Handels zurückzuführen ist, der über die 

Jahrzehnte eine Verwischung der Stammesunterschiede 

bewirkt hat.44

Problematisch ist ebenso die Dominanz der russischen 

Bevölkerung in der usbekischen Wirtschaft und im Mili­

tär, obwohl die Russen nur 8,3 Prozent der Bevölkerung 

ausmachen (vgl. Tabelle 3). Anfang der neunziger Jahre 

stellten die Russen etwa 80% des industriellen Perso­

nals.45 Durch die Abwanderung russischer Bevölkerungs­

teile nach Rußland (vgl. Tabelle 4) ergeben sich hier Eng­

pässe in der Wirtschaft, die sich unmittelbar auf das 

Wachstum und die Modernisierung Usbekistans auswir­

ken.

Tadschikistan

Obwohl interethnische Spannungen auch in den anderen 

zentralasiatischen Republiken destabilisierend wirken, 

haben sie in Tadschikistan ihren deutlichsten Ausdruck 

gefunden. Der seit dem Frühjahr 1992 andauernde Bür­

gerkrieg zwischen Anhängern der regierenden Kommuni­

sten und den Anhängern der demokratischen, nationalisti­

schen und islamisch-fundamentalistischen Opposition hat 

das Land in eine tiefe wirtschaftliche und politische Krise 

geführt. Der eigentliche Konflikt besteht jedoch zwischen 

den verschiedenen Clans, die um die Führung des Landes 

kämpfen.46 Mitte 1993 konnten sich schließlich die kom­

munistischen Kräfte mit Hilfe russischer Intervention 

durchsetzen, wodurch das Land zwar de jure nach wie vor 

seine Souveränität behielt, de facto aber von Rußlands 

Gnaden abhängig wurde.47 Präsident Emomali Rachmo­

now und seine Regierung sind lediglich Marionetten von 

Moskau.48 Bei den Parlaments wählen Anfang 1995 wur­

den die Kommunisten stärkste Kraft, die OSZE hatte es 

abgelehnt, Wahlbeobachter zu entsenden, da die Wahlen 

undemokratisch seien.49

Neben den 23.000 russischen Soldaten an der Grenze zu 

Afghanistan - die tadschikischen Widerstandskämpfer ha­

ben sich weitgehend in den Schutz der afghanischen Berge 

zurückgezogen und operieren von dort gegen Tadschiki­

stan - und der damit verbundenen Abhängigkeit von Mos­

kau stellt die usbekische Minderheit ein weiteres Problem 

für die Stabilität des Landes dar (vgl. Tabelle 3). Ökono­

misch ist Tadschikistan sehr stark von Usbekistan abhän­

gig. Tadschikistan ist bei seinem Nachbar hoch verschul­

det, einige Gebiete des Bürgerkriegslandes sind nur durch 

usbekische Straßen zu erreichen, und usbekische Firmen 

fördern in Tadschikistan Bodenschätze. Durch die ökono­

mische Einflußnahmen, und durch die Unterstützung des 

afghanischen Generals Dostum, der die Nordprovinzen 

Afghanistans kontrolliert,50 die den Süden Tadschikistans 

einschließen, versucht Usbekistan offenbar seinen Einfluß 

auf Tadschikistan zu verstärken.

Turkmenistan

Sapamurad Nijasow, früher Parteichef und jetzt Präsident 

von Turkmenistan, der sich in der kleinen Wüstenrepublik 

mit kaum zu übertreffendem Personenkult als "Turkmen- 

baschi" - Führer der Turkmenen - verehren läßt, war im 

Januar 1994 als erster auf die Idee gekommen, seine Herr­

schaft durch eine Volksabstimmung bis zum Jahr 2002 zu 

verlängern. Die KPdSU heißt jetzt Demokratische Partei, 

aber ansonsten hat sich nichts Wesentliches geändert. Ni­

jasow regiert das Land mit eiserner Hand und versucht, 

mit dem Kult um seine eigene Person eine neue nationale
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Identität aufzubauen: "He has replaced the cult of Lenin 

with the cult of himself",51 so die International Herald 

Tribüne.

Die Rechnung Nijasows scheint jedoch aufzugehen. Die 

politischen Verhältnisse im Land sind relativ stabil, offene 

oder versteckte Opposition gegen seine Person gibt es 

praktisch nicht. Dies ist zum einen auf großzügige Ge­

schenke an die moderaten Muslime zurückzuführen, wie 

beispielsweise der Bau neuer Moscheen, andererseits aber 

auch auf die turkmenischen Sicherheitskräfte, die in direk­

ter Nachfolge des lokalen sowjetischen KGB das Volk 

überwachen und notfalls unterdrücken. Die in New York 

ansässige Menschenrechtsorganisation Freedom House hat 

das turkmenische Regime unter die 20 repressivsten der 

Welt eingestuft.52

Auch die ethnische Zusammensetzung des Landes stellt die 

Regierung kaum vor Probleme, wie sie beispielsweise die 

Nachbarrepubliken Kasachstan oder Kirgistan haben (vgl. 

Tabelle 3). Die kleine Anzahl der Russen und ihr relatives 

Wohlergehen haben es Turkmenistan als bisher einzigem 

GUS-Staat ermöglicht, mit Rußland ein Abkommen über 

die doppelte Staatsbürgerschaft abzuschließen.53 Das Ein­

vernehmen der Regierung mit der slawischen Bevölkerung 

spiegelt sich auch in der im Vergleich zu anderen Republi­

ken relativ geringen russischen Abwanderung aus Turk­

menistan wider (vgl. Tabelle 4).

Fazit

Allen zentralasiatischen Republiken ist gemein, daß sie 

von mehr oder weniger starken und autoritär herrschenden 

Präsidenten geführt werden (ausgenommen Tadschikistan) 

und daß sich diese Präsidenten aus der alten kommunisti­

schen Herrschaftselite rekrutieren (ausgenommen Kirgi­

stan). Außer in Tadschikistan ist es den Präsidenten ge­

lungen, die innenpolitische Stabilität zu erhalten, wenn­

gleich dies auf zum Teil sehr undemokratische Weise ge­

schah. Pantürkische und islamische, aber auch nationalisti­

sche Kräfte wurden unterdrückt, so daß in Kasachstan, 

Kirgistan, Usbekistan und Turkmenistan ähnliche Verhält­

nisse wie in Tadschikistan verhindert wurden. Der autori­

täre Führungsstil der Präsidenten verhinderte jegliche Op­

position, allein die Artikulation abweichender Meinungen 

wurde bereits unterdrückt. So sind die zentralasiatischen 

Republiken, außer Tadschikistan, fünf Jahre nach ihrer 

Unabhängigkeit politisch relativ stabil. Alle Präsidenten 

haben sich ihre Macht durch das Volk bis in nächste Jahr­

tausend legitimieren lassen und können auf eine leichte 

wirtschaftliche Konsolidierung verweisen. Die viel be­

schworene Destabilisierung der Region durch den Islam 

oder pantürkische Kräfte ist bislang nicht eingetreten und 

ist mittelfristig auch nicht zu erwarten.

Vielmehr zeichnet sich im politischen Bereich ein Problem 

für die zentralasiatischen Staaten ab, das auch im wirt­

schaftlichen Bereich besteht: die Abhängigkeit von Ruß­

land. Durch den slawischen Bevölkerungsanteil, vor allem 

in Kasachstan und Kirgistan, werden die zentralasiatischen 

Republiken in den Augen Moskaus als natürliche Interes­

senssphäre angesehen. Der ehemalige russische Außen­

minister Kosyrew machte in diesem Zusammenhang deut­

lich, daß Rußland die Interessen der slawischen Bevölke­

rung im Ausland notfalls auch militärisch wahmehmen 

würde.54 Der Einfluß Moskaus auf Zentralasien wurde am 

deutlichsten an den russisch-kasachischen Beziehungen, 

wenn man von Tadschikistan absieht, das aufgrund des 

Bürgerkriegs besonders von Moskau abhängig ist. Dies ist 

jedoch nicht verwunderlich, da Kasachstan als einziges 

Land in Zentralasien eine gemeinsame Grenze mit Rußland 

hat, neben Rußland der größte Staat in der GUS ist und 

vor allem den größten Anteil aller zentralasiatischen Re­

publiken an russischer Bevölkerung hat. Das Interesse 

Moskaus in Kasachstan ist folglich besonders groß im 

Vergleich zu den anderen Republiken.

Neben der ethnischen Zusammensetzung der zentralasiati­

schen Republiken und ihrer wirtschaftlichen Struktur ist 

die militärische Dimension der dritte Faktor, der Zentral­

asien von Moskau abhängig macht.

1.3 Militärpolitik und latente zwischenstaatliche Kon­

flikte

Das militärische Potential der zentralasiatischen Republi­

ken entspricht zu etwa zehn Prozent demjenigen der frühe­

ren Sowjetunion.55 Die größte Armee besitzt Kasachstan, 

das auch als einzige der fünf Republiken durch den Zerfall 

der UdSSR zum Atomwaffenstaat wurde (vgl. Tabelle 5). 

Kasachstan verpflichtete sich jedoch, alle strategischen 

Kernwaffen innerhalb von zehn Jahren von seinem Terri­

torium abzuziehen. Die Nuklearsprengköpfe wurden be­

reits nach Rußland überführt, so daß Kasachstan noch über 

48 unbestückte SS-18-Raketen verfügt.56

Nach Kasachstan besitzt Usbekistan die zweitgrößten 

Streitkräfte der zentralasiatischen Republiken (vgl. Tabelle 

5). Die militärische Infrastruktur ist aufgrund der militäri­

schen Bedeutung Usbekistans zu Zeiten der UdSSR immer 

noch relativ gut ausgestattet. In Usbekistan war der Stab 

des Militärbezirks Turkestan der Sowjetarmee unterge­

bracht, und durch die sowjetische Intervention in Afghani­

stan (1979-1989) wurde Usbekistan als frontnahe Republik 

massiv aufgerüstet. Nach Einschätzungen russischer Ex­

perten sind Kampfkraft und Einsatzbereitschaft der usbeki­

schen Streitkräfte im Vergleich zu den anderen neuen zen­

tralasiatischen Armeen recht hoch.57

Mannschaftsstärke und Verteidigungsbudget von Turkme­

nistan und Kirgistan sind im Vergleich zu denen Kasach­

stans und Usbekistans gering, während Tadschikistan 

insbesondere in Relation zu seinem BSP sehr hohe Vertei­

digungsausgaben hat (vgl. Tabelle 5). Dies ist zum Groß­

teil auf den in Tadschikistan andauernden Bürgerkrieg 

zurückzu führen.

Gemein ist allen zentralasiatischen Streitkräften, daß ihr 

materiell-technischer Zustand auf sehr geringem Niveau 

ist. Das Material, das ausschließlich aus ehemaligen so­

wjetischen Beständen stammt, wird zum Teil unzureichend 

gewartet, da Know-how und Ersatzteile fehlen. Auch in 

Zukunft werden somit die zentralasiatischen Armeen auf 

Waffen, Wissen und Unterstützung aus Rußland angewie­

sen sein.58 Die militärische Abhängigkeit Zentralasiens 

von Moskau manifestiert sich ebenso in den zahlreichen 

bilateralen Abkommen über militärische Kooperation zwi­

schen Rußland und den neuen Republiken der Region.59
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Tabelle 5: Militär und Rüstung in den zentralasiatischen Republiken

Kasachstan Kirgistan Usbekistan Tadschikistan Turkmenistan

Verteidigungsausg. in Mio US$ (1993) 429 51 344 126 74

Verteidigungsbudget in Mio IJS$ (1994) 414 325 68 65

Verteidigungsbudget in Mio US$ (1995) 297 13 315 67 61

Verteidigungsausg. in % vom BSP (1993) 2,36% 1,50% 2,49% 5,04% 1.23%

Mannschaftsstärke 40.000 7000 25.000 ca. 3000 11.000

Nuklearwaffen 48 SS-18*

*ohne Nuklearsprengköpfe, da diese bereits nach Rußland zurückgeführt wurden.

(Quelle: International Institute for Strategie Studies, The Military Balance 1996/1997, London 1996, S. 160f, 165ff.)

Tabelle 6: Anteil der autochthonen Bevölkerung in den Armeen der 

zentralasiatischen Republiken (in %)

Bevölkerung Personal der Offizierskorps

Streitkräfte

Kasachstan 48 45 6 - 10

Kirgistan 57 60 30

Usbekistan 82 85 10

Tadschikistan 79 90 20

Turkmenistan 75 70 15-20

(Quelle’ Larissa Schatalina, "Sicherheitsprobleme der ehemaligen Sowjetrepubliken Zentralasiens", 

in: Österreichische Militärische Zeitschrift, 24. Jahrgang, Heft 1, Jänner/Februar 1996, S. 38)

Größtes Problem ist neben der Aufrechterhaltung des 

technischen Standards das Personal in den neuen Armeen, 

insbesondere innerhalb des Offizierskorps. Bis heute stel­

len Russen und Ukrainer den Hauptteil der Offiziere in 

den zentralasiatischen Streitkräften, der Anteil der autoch­

thonen Bevölkerung ist gering (vgl. Tabelle 6). Während 

der Austausch der Wehrpflichtigen mittelfristig zu bewäl­

tigen ist, wird der Austausch des Offizierskorps und somit 

die Stärkung der autochthonen Bevölkerung im Militär 

noch lange Zeit in Anspruch nehmen. Die überproportio­

nale Präsenz der slawischen Bevölkerung in den Armeen 

Zentralasiens, insbesondere in den Führungspositionen, 

bringt für Rußland zusätzlichen Einfluß im militärischen 

Bereich mit sich.

Diese Tatbestände verdeutlichen, daß die Republiken Zen­

tralasiens zwar offiziell über souveräne Armeen verfügen, 

de facto ohne das Einverständnis Rußlands jedoch nur 

einen sehr geringen militärischen Handlungsspielraum 

besitzen. Da Rußland an einer stabilen Peripherie interes­

siert ist, dürften militärische Konflikte zwischen den Staa­

ten der Region zumindest kurz- und mittelfristig weitge­

hend ausgeschlossen sein. Zudem hat die Darstellung der 

wirtschaftlichen Situation der zentralasiatischen Republi­

ken verdeutlicht, daß die Probleme in diesem Bereich nach 

wie vor so gravierend sind, daß die politischen Führungen 

kaum ein Interesse an militärischen Abenteuern haben 

dürften.

Dennoch sind durch die willkürliche Grenzziehung zwi­

schen den Republiken, die sie als Erbe aus der sowjeti­

schen Zeit in die Unabhängigkeit mitbekommen haben, 

zahlreiche Konflikte vorprogrammiert, denn die meisten 

Völker haben ihre Siedlungsgebiete in zwei oder mehreren 

Republiken. Besonders gravierend ist dies zwischen Usbe­

kistan und Tadschikistan (vgl. Tabelle 3). Oben wurde 

bereits auf die wirtschaftliche Abhängigkeit Tadschikistans 

von Usbekistan und die damit verbundene Einflußerweite­

rung der Usbeken verwiesen. Problematisch ist ebenso, 

daß die historischen Zentren der Tadschiken, Samarkand 

und Buchara, auf usbekischem Gebiet liegen.

Inwieweit sich diese latenten Konfliktpotentiale in der 

zukünftigen Entwicklung Zentralasiens zu konkreten Kon­

flikten und eventuell zu militärischen Auseinandersetzun­

gen ausweiten, ist nicht abzusehen. Die wirtschaftlichen 

Probleme in den Republiken, die Schwäche der zentralasi­

atischen Armeen, die Abhängigkeit von Rußland und 

Moskaus Interesse an Stabilität in seiner Peripherie legen 

jedoch die Schlußfolgerung nahe, daß es mittelfristig nicht 

zu zwischenstaatlichen Konflikten kommen wird.

Nachdem die wirtschaftliche, politische und militärische 

Situation in den zentralasiatischen Republiken analysiert 

wurde, sollen nun vor diesem Hintergrund die Interessen 

Beijings in Zentralasien und die Beziehungen zwischen 

China und den zentralasiatischen Republiken untersucht 

werden. In diesem Zusammenhang ist die Autonome Re­

gion Xinjiang für die Volksrepublik China vor zentraler 

Bedeutung.

2 China und Zentralasien: Relevanz, Bezie­

hungen und Interessen

2.1 Die Bedeutung Xinjiangs für die Volksrepublik 

China

In China leben 56 Minoritäten, die über 64,5 Prov des 

chinesischen Gebietes verteilt sind und 8,2 Proze der 

Gesamtbevölkerung Chinas ausmachen. Im Vergleich zur
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2.2 Die Beziehungen der Volksrepublik China zu den

zentralasiatischen Republiken

Kasachstan

Kasachstan hat mit 1.700 Kilometern nach Rußland die 

längste Grenze der ehemaligen UdSSR mit China. Hinzu 

kommt seine Größe und die 1 Mio. in Xinjiang lebenden 

Kasachen, so daß Kasachstan für China sicherlich das 

wichtigste der zentralasiatischen Länder ist und die Volks­

republik folglich um besonders intensive Kontakte bemüht 

ist.

Nach der Anerkennung Kasachstans durch China besuchte 

im Februar 1992 als erster hochrangiger Politiker Kasach­

stans Ministerpräsident Tereschtschenko die Volksrepublik 

China. Bereits zu diesem frühen Zeitpunkt wurden zahlrei­

che Abkommen über wirtschaftliche, technische und wis­

senschaftliche Kooperationen unterzeichnet sowie Verein­

barungen über Kredite, Eisenbahn- und Lufttransporte 

getroffen.68

Als im Oktober 1993 der kasachische Präsident Nasarba­

jew in Beijing einen Staatsbesuch abhielt, wurden erneut 

wirtschaftliche Kooperationen beschlossen und eine "Ge­

meinsame Erklärung über die Grundlagen freundschaftli­

cher Beziehungen zwischen China und Kasachstan" unter­

zeichnet.

Ein wichtiges Datum war schließlich die Reise des chine­

sischen Premiers Li Peng im April 1994 nach Kasachstan, 

nachdem er zuvor bereits Usbekistan, Turkmenistan und 

Kirgistan besucht hatte. Wichtigstes Ergebnis dieser Reise 

war das Grenzabkommen mit Kasachstan, das den Verlauf 

der 1.700 Kilometer langen Grenze festlegt, wobei 70 

immer noch umstrittene Kilometer ausgeklammert wur­

den.69

Im August 1995 besuchte der kasachische Präsident Na­

sarbajew erneut die chinesische Hauptstadt. Auf der Ta­

gesordnung standen diesmal vor allem Gespräche über 

engere politische und militärische Kontakte. Dabei ging es 

im wesentlichen um vertrauensbildende Maßnahmen so­

wie um die Reduzierung der Streitkräfte auf beiden Seiten 

der gemeinsamen Grenze. Die kasachische Regierung ga­

rantierte weiterhin, daß sie muslimischen Separatisten in 

Xinjiang keinerlei Unterstützung zukommen lassen wer­

de.70

Im April 1996 unterzeichneten die Präsidenten Rußlands, 

Kasachstans, Kirgistans und Tadschikistans einerseits so­

wie China andererseits ein Abkommen über militärische 

Vertrauensbildung an ihren gemeinsamen Grenzen.71 Die 

Staaten verpflichteten sich, daß die grenznah stationierten 

Truppen einander nicht angreifen und die grenznahen Ma­

növer nicht mehr gegen den Nachbarn gerichtet werden. 

Weiterhin wurde vereinbart, militärische Aktivitäten im 

Grenzgebiet bekanntzugeben, gefährliche militärische Ma­

növer ganz zu unterlassen und gegenseitig Beobachter zu 

den Manövern auszutauschen.72 Speziell zwischen Moskau 

und Beijing wurde die Einrichtung eines "heißen Drahtes" 

vereinbart, es wurden regelmäßige gegenseitige Besuche 

beschlossen, und China sprach sich gegen die NATO-Ost- 

erweiterung aus.73

Das Abkommen wurde von allen anwesenden Staatschefs 

als epochales Ereignis für den Frieden und die Stabilität in 

Asien gepriesen und sogar als Wendepunkt in den sino- 

russischen Beziehungen beschrieben. Dennoch sollte es 

nicht überbewertet werden, denn die heiklen Streitpunkte 

zwischen Rußland und China um den Grenzverlauf wurden 

ausgeklammert,74 und es wurde lediglich der Verhand­

lungswille über Truppenreduzierungen an der gemeinsa­

men Grenze bekundet, ohne daß es zu konkreten Vorschlä­

gen oder gar Ergebnissen kam.76 Den beteiligten Staaten 

ging es bei der Verkündung einer "strategischen Partner­

schaft" somit nicht um die Maximierung der Zusammen­

arbeit, sondern vielmehr um die Minimierung der Risi­

ken.76

Neben den Differenzen über den Grenzverlauf gibt es auch 

immer wieder Reibungspunkte in bezug auf die chinesi­

schen Atomtests in Lop Nor, das nahe an der Grenze zu 

Kasachstan gelegen ist. Besonders pikant war ein Test kurz 

vor dem Besuch des kasachischen Präsidenten in Beijing 

im Oktober 1993. China versicherte in diesem Zusammen­

hang zwar immer wieder, daß es keine territorialen An­

sprüche gegenüber Kasachstan habe und auch keine 

Atomwaffen gegen das Land einsetzen würde, führte aber 

dessenungeachtet in den folgenden Jahren weitere Tests 

durch. Von kasachischer Seite werden neben den sicher­

heitspolitischen Bedenken gegen die Tests vor allem öko­

logische Gründe angeführt. Der Fallout der Atomtests ge­

fährde die Bevölkerung und die Ökologie Kasachstans.77

Ein weiteres Problem für Kasachstan stellt der massive 

Zuzug chinesischer Siedler auf kasachisches Gebiet dar. So 

mehren sich Meldungen aus Kasachstan, daß befürchtet 

wird, die chinesische Regierung plane die Überflutung 

Kasachstans mit chinesischen Immigranten. Hinzu kommt, 

daß die chinesische Führung die Umsiedlung von 1,1 Mio. 

Kasachen in Xinjiang nach Kasachstan weiter hinauszö­

gert, obwohl dies die kasachische Seite durchaus begrüßen 

würde.78

Trotz dieser Differenzen belegen die zahlreichen Staatsbe­

suche und Kontakte auf Regierungsebene den Willen bei­

der Seiten, die Beziehungen zu verbessern. Daß die vielen 

wirtschaftlichen Kooperationsabkommen nicht zu einem 

größeren Handelsvolumen zwischen beiden Ländern ge­

führt haben (vgl. Tabelle 7), liegt dabei sicherlich nicht 

am mangelnden Willen, sondern vielmehr an den schlech­

ten Verkehrsverbindungen zwischen beiden Ländern. 

Nicht zuletzt deshalb stand die Verbesserung der Ver­

kehrswege immer wieder im Mittelpunkt der Gespräche.79 

Einer der wichtigsten Gründe für die engen und zahlrei­

chen Kontakte sind jedoch die über 1 Mio. Kasachen in 

Xinjiang und die in Kasachstan lebenden 200.000 Uighu- 

ren, die zum Sammelbecken und Katalysator antichinesi­

scher separatistischer Kräfte in Xinjiang werden könnten. 

Deshalb ist insbesondere der chinesischen Führung daran 

gelegen, die Kontakte zu Kasachstan stetig zu verbessern 

und zu intensivieren und sich von kasachischer Seite versi­

chern zu lassen, daß antichinesische Kräfte in Kasachstan 

kein Gehör finden würden.80

Kirgistan

Auch beim ersten Staatsbesuch des kirgisischen Präsiden­

ten Akajew und seines Premiers Tschyngyschew im Mai 

1992 in China wurden zahlreiche wirtschaftliche Koopera­

tionsabkommen unterzeichnet, ein Kredit Chinas an Kirgi­

stan vereinbart und über die gemeinsame Grenze verhan­

delt. Bei der Gegenvisite des chinesischen Außenministers
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Tabelle 7: Ex- und Importe der zentralasiatischen Republiken in und von ausgewählten Ländern

(Quelle: IMF, Directions of Trade Statistics, Yearbook 1995, Washington, 1995,S. 266, 274, 409, 426, 441)

Kasachstan Kirgistan Usbekistan Tadschikistan Turkmenistan

Ex Im Ex Im Ex Im Ex Im Ex Im

Gesamt (in Mio.USS) 2.712 4.234 116 105 1.693 1.815 311 275 543 764

China 6,60% 3,60% 48,30% 10,50% 4,40% 3,10% 0,60% 0,40% 1,30% 0,50%

Rußland 67,56% 59,40% 45,70% 47,60% 26,40% 57,50% 10,10% 16,10%

Türkei 1,70% 3,80% 14,30% 2,90% 4,50% 0,60% 4,00% 10,10% 22,10%

Iran 1%

Ind. Länder 17,70% 28,20% 39,70% 56,20% 36,40% 39,30% 63,30% 30,20% 40,00% 51,70%

Qian Qichen im November desselben Jahres und dem Be­

such Li Pengs im April 1994 in Kirgistan standen eben­

falls wirtschaftliche Themen im Vordergrund.81 Im März 

1995 kam es zu einer Städtepartnerschaft zwischen Beijing 

und der kirgisischen Hauptstadt Bischkek,82 und im Okto­

ber 1995 besuchte der kirgisische Premierminister die chi­

nesische Hauptstadt, um mit seinem Kollegen Li Peng und 

dem chinesischen Präsidenten Jiang Zemin zusammenzu­

treffen. Der kirgisische Premier hob insbesondere die 

wirtschaftliche Bedeutung Chinas für sein Land hervor, 

denn China sei mittlerweile der wichtigste Handelspartner 

Kirgistans.83 Schließlich haben sich im November 1995 

auch die Verteidigungsminister beider Länder getroffen, 

um neben den engen wirtschaftlichen Kontakten auch die 

Kooperation zwischen beiden Armeen zu verstärken.84 

Ebenso wie Kasachstan unterzeichnete auch Kirgistan mit 

China 1996 einen Vertrag über militärische Vertrauensbil­

dung an der gemeinsamen Grenze (s.o.).

Ansonsten belasten das kirgisisch-chinesische Verhältnis 

ähnliche Probleme wie das kasachisch-chinesische. Kirgi­

stan mißbilligt die chinesischen Atomtests in Lop Nor und 

betrachtet mit Sorge die Landnahme chinesischer Siedler 

in der Grenzregion. China seinerseits ist darauf bedacht, 

daß Kirgistan zusichert, daß es auf seinem Territorium 

keine gegen China gerichteten Aktivitäten duldet, was 

Kirgistan auch immer wieder beteuert.85 Interessant an den 

kirgisisch-chinesischen Beziehungen ist vor allem der in­

tensive Warenaustausch zwischen beiden Ländern. So hat 

Kirgistan im Vergleich zu den anderen zentralasiatischen 

Republiken zwar nur ein sehr geringes Außenhandelsvo­

lumen, China ist jedoch mit einem Anteil von knapp 

einem Drittel am gesamten kirgisischen Handelsvolumen 

einer der wichtigsten Handelspartner Kirgistans (vgl. Ta­

belle 7).

Usbekistan

Der usbekische Präsident Karimow war der erste Präsident 

eines GUS-Staates, der China einen Besuch abstattete. Bei 

seinem Staatsbesuch in Beijing im März 1992 traf er mit 

dem damaligen Präsidenten Chinas, Yang Shangkun, und 

dem Premier Li Peng zusammen. Bei den Treffen wurden 

zahlreiche Abkommen getroffen, insbesondere in den Be­

reichen der wirtschaftlichen und technischen Kooperation 

und dem Ausbau der Verkehrswege zwischen beiden Län­

dern. Im November desselben Jahres besuchte der chinesi­

sche Außenminister Qian Qichen Usbekistan, und Mitte 

Dezember besuchte sein Amtskollege Saidkassymow die 

Volksrepublik. Bei den Treffen standen stets das gemein­

same Anliegen nach Stabilität in der zentralasiatischen 

Region im Vordergrund sowie der Ausbau der wirtschaft­

lichen Zusammenarbeit. Gleiches gilt für den Besuch Li 

Pengs im April 1994 in Usbekistan.86 Ebenso wie mit 

Kasachstan hat der chinesisch-usbekische Handel trotz di­

verser Abkommen und Absichtserklärungen noch keine 

nennenswerten Ausmaße angenommen (vgl. Tabelle 7), 

was zum Teil sicherlich am Fehlen einer gemeinsamen 

Grenze liegt.

Tadschikistan

Tadschikistan war das einzige zentralasiatische Land, wel­

ches kurz nach der Erlangung seiner Unabhängigkeit, also 

im Verlauf von 1992, kein Staatsoberhaupt nach China 

entsandte. Erst im März 1993 reiste der damalige Vorsit­

zende des Obersten Sowjets der Republik Tadschikistan, 

Imomali Rachmonow, der seit 1994 Präsident Tadschiki­

stans ist, nach Beijing. Über den Inhalt der Gespräche 

wurde wenig bekannt, außer den üblichen Verlautbarungen 

des gegenseitigen Respekts und der Bedeutung der ge­

meinsamen Beziehungen. Neben einer Gemeinsamen Er­

klärung über die Grundprinzipien der bilateralen Bezie­

hungen zwischen beiden Ländern wurden einige Abkom­

men in den Bereichen Verkehr, Wirtschaft und Kommuni­

kation geschlossen.87

Daß der chinesische Ministerpräsident Li Peng bei seiner 

Reise in die zentralasiatischen Republiken im April 1994 

nur das vom Bürgerkrieg erschütterte Tadschikistan nicht 

besuchte, verdeutlicht, wie sehr Beijing den anhaltenden 

Konflikt mit Mißbehagen betrachtet. Oberste Priorität für 

die chinesische Politik in Zentralasien ist Stabilität, Auf­

rechterhaltung des Status quo und die Unterdrückung sepa­

ratistischer und islamistischer Kräfte. Durch den anhalten­

den Bürgerkrieg und die Auseinandersetzungen an der 

Grenze zu Afghanistan werden diese Ziele jedoch gefähr­

det. Das Unbehagen Beijings spiegelt sich jedoch nicht nur 

in den geringen Kontakten auf Regierungsebene wider, 

sondern auch im chinesisch-tadschikischen Handel (vgl. 

Tabelle 7). An dem ohnehin schon geringen Handelsvolu­

men Tadschikistans hat China einen verschwindend klei­

nen Anteil von nicht einmal einem Prozent. Auch Ta­

dschikistan unterzeichnete im April 1996 in Schanghai ein 

Abkommen über militärische Vertrauensbildung mit China 

(s.o.).

Turkmenistan

Der Präsident von Turkmenistan, Nijasow, hielt sich im 

November 1992 zu einem Staatsbesuch in Beijing auf und 

wurde von Yang Shangkun und Li Peng empfangen. Ne­

ben den wirtschaftlichen Themen stand der Wunsch nach
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Stabilität in Zentralasien im Mittelpunkt der Gespräche. 

Es wurden ein Gemeinsames Kommunique und einige Do­

kumente über wirtschaftliche Zusammenarbeit unterzeich­

net. Ebenso bekundete China sein Interesse an turkmeni­

schen Erdgaslieferungen, und es wurde in diesem Zusam­

menhang die chinesische Beteiligung am Bau einer Erd­

gaspipeline diskutiert.88

Ging es bei den damaligen Gesprächen über eine Erdgas­

pipeline noch um eine chinesische Beteiligung an einer 

Pipeline von Turkmenistan nach Afghanistan und Paki­

stan, wurde bei dem Besuch Li Pengs 1994 in Turkmeni­

stan bereits die Möglichkeit einer Pipeline durch Xinjiang 

zur chinesischen Ostküste diskutiert. Außerdem wurden 

bei der Visite Li Pengs erneut wirtschaftliche Koopera­

tionsmaßnahmen beschlossen.89

Im Oktober 1995 gab die turkmenische Regierung be­

kannt, daß sie durch den Bau von insgesamt drei transkon­

tinentalen Gaspipelines die Exportwege von turkmeni­

schem Gas zu diversifizieren gedenke. Allerdings sei 

Turkmenistan darauf bedacht, die russischen Interessen 

nicht zu verletzen. Eine Pipeline soll über den Iran und die 

Türkei nach Westeuropa laufen, eine andere über Afghani­

stan nach Pakistan und eine dritte nach China und Japan.. 

Die Pipeline nach China und Japan habe eine Gesamtlänge 

von 6.850 Kilometern und koste 9,5 Mrd. US$.90 Mit 

dem Bau der ersten Pipeline wurde schon begonnen, in­

wieweit sich die anderen Routen realisieren lassen, bleibt 

abzuwarten.

Der Handel zwischen China und Turkmenistan ist margi­

nal, was sicherlich zum Großteil auf die geographische 

Distanz und die schlechten Verkehrswege zwischen beiden 

Ländern zurückzuführen ist (vgl. Tabelle 7).

2.3 Die chinesischen Interessen in Zentralasien

Aufgrund der nationalen sicherheitspolitischen und wirt­

schaftlichen Interessen liegt es für China auf der Hand, die 

Beziehungen zu den zentralasiatischen Republiken zu in­

tensivieren, denn es ist in erster Linie die Autonome Re­

gion Xinjiang, die durch den Handel mit den Republiken 

Zentralasiens profitiert. Gaye Christoffersen spricht in 

diesem Zusammenhang von der Strategie Beijings der 

"Great International Circles", welche die chinesische Wirt­

schaft in den Welthandel integrieren, für prosperierende 

und friedliche Beziehungen und Diversifizierung des Han­

dels sorgen soll, um China von einzelnen Wirtschafts­

mächten unabhängiger zu machen.9^ Diese Strategie hat 

insbesondere die prosperierenden Küstenregionen mit neu­

en Machtkompetenzen ausgestattet, da sie die zentrale 

Gewalt durch transnationale wirtschaftliche und politische 

Beziehungen umgehen und somit selbständiger agieren 

können. Christofferson kommt in seiner Studie über Xin- 

jlängs wirtschaftliche Öffnung zu dem Schluß, daß die 

Provinzführung in Xinjiang durch den Handel mit den 

Ländern Zentralasiens eine stärkere Verhandlungsposition 

gegenüber der Zentrale erlangt hat, was sich insbesondere 

im Achten Fünfjahresplan (1991-1995) manifestierte, der 

Xinjiang in der wirtschaftlichen Entwicklung besondere 

Priorität einräumte. Die Provinzen sind durch ihre außen- 

wirtschaltlichen Kontakte in wirtschaftlichen Angelegen­

heiten unabhängiger von der Zentrale geworden, wodurch 

sie ihre Forderungen vehementer durchsetzen konnten.

Die Priorität, die Xinjiang im Achten Fünfjahresplan er­

halten hat, liegt jedoch sicherlich nicht allein an der stär­

keren Verhandlungsposition der Provinzführung gegen­

über der Zentralregierung. Viel wichtiger erscheinen dem 

Autor die sicherheitspolitische Relevanz der Region Xin­

jiang und die dort vorhandenen Unruhepotentiale durch 

die autochthonen Minderheiten. Verstärktes wirtschaftli­

ches Wachstum in der Region Xinjiang soll den Separa­

tionsbestrebungen den Wind aus den Segeln nehmen und 

gleichzeitig die Autonome Region stärker an China anbin­

den. Ein erfolgreiches Xinjiang soll als Vorbild und Mo­

dell für die Minderheiten und die angrenzenden Republi­

ken dienen. Die Ressourcen der Region, ihre strategische 

Bedeutung als Tor nach Zentralasien und den Nahen Osten 

sowie ihre strategische Pufferfunktion für Zentralchina 

machen die Autonome Region Xinjiang unverzichtbar für 

die Machthaber in Beijing.

Unstrittig ist, daß vor allem Xinjiang von den Handelsbe­

ziehungen zu den neuen zentralasiatischen Republiken pro­

fitiert. Gemessen am gesamten chinesischen Handelsvolu­

men, ist der Handel mit Zentralasien vernachlässigens wert, 

seine Bedeutung für die grenznahen Gebiete ist jedoch 

nicht zu unterschätzen. Der Anteil des Außenhandels von 

Xinjiang am gesamten chinesischen Außenhandel beträgt 

lediglich 0,4 Prozent, 1993 hatte er ein Gesamtvolumen 

von 912 Mio. US$, wovon 570 Mio. US$ auf den Grenz­

handel mit den zentralasiatischen Republiken Kasachstan, 

Kirgistan und Tadschikistan entfielen, also über die Hälf­

te. Der Anteil des Grenzhandels am gesamten Außenhan­

del der Autonomen Region Xinjiang ist von 1991 bis 1993 

kontinuierlich gestiegen. 1991 betrug er 20 Prozent, 1992 

42,7 Prozent und 1993 63,3 Prozent arn Außenhandel. 

Außerdem ist der Grenzhandel wesentlich schneller gestie­

gen als der gesamte Außenhandel Xinjiangs. So ist bei­

spielsweise 1993 der Grenzhandel im Vergleich zu 1992 

um 82 Prozent gestiegen, während der gesamte Außenhan­

del nur 30,6 Prozent gestiegen ist.92 Durch den Aufbau 

von wirtschaftlichen Erschließungszonen sowie Wirt­

schaftskooperationszonen an der Grenze, für die steuerli­

che Vorteile gewährt werden, konnten in den letzten Jah­

ren auch verstärkt ausländische Investoren nach Xinjiang 

gelockt werden.93

Die Analyse der Beziehungen Chinas zu den zentralasiati­

schen Republiken hat gezeigt, daß die Kontakte zu den 

direkt an China angrenzenden Republiken am intensivsten 

sind, obwohl es hier auch die meisten Probleme gibt. Die 

chinesischen Atomtests und die Infiltration chinesischer 

Siedler in die kasachischen und kirgisischen Grenzgebiete 

konnte nicht verhindern, daß die chinesischen Beziehun­

gen zu diesen beiden Staaten intensiver und besser sind als 

zu Usbekistan und Turkmenistan. Die gemeinsamen Gren­

zen, insbesondere die 1.700 Kilometer lange chinesisch­

kasachische Grenze, haben Kirgistan und Kasachstan ei­

nerseits und China andererseits immer wieder an einen 

Tisch gebracht, um die Stabilität in der Region zu festi­

gen. Außerdem wurde besonders Beijing aufgrund der in 

Xinjiang lebenden Kasachen, Tadschiken und Kirgisen 

besonders dazu motiviert, den Dialog mit den Nachbarlän­

dern zu suchen. Ferner gelten die in Kasachstan lebenden 

Uighuren als Sammelbecken antichinesischer Kräfte <s.o.). 

Beide Seiten haben daher stets beteuert, daß sie aut tirem 

Territorium keine Agitation oder Bewegungen ge3m die 

andere Seite dulden und diese bei ihrem Aufkommen so­

fort unterdrücken würden. Als logische Konsequenz der 
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intensiven Beziehungen sind auch die Handelsbeziehungen 

Chinas mit Kasachstan und Kirgistan am intensivsten (vgl. 

Tabelle 7). Trotz der gemeinsamen Grenze der Volksrepu­

blik mit Tadschikistan haben sich zwischen beiden Staaten 

aufgrund des anhaltenden Bürgerkrieges in Tadschikistan 

noch keine nennenswerten wirtschaftlichen und politischen 

Kontakte ergeben.

Die Bemühungen Beijings um vorteilhafte Beziehungen zu 

den zentralasiatischen Republiken unterstreicht die sicher­

heitspolitische Relevanz der Autonomen Region Xinjiang. 

Jüngstes Beispiel hierfür ist die Unterzeichnung eines 

Grenzvertrages zwischen China einerseits und Kasachstan, 

Kirgistan, Tadschikistan und Rußland andererseits, auch 

wenn dieser mehr Absichtserklärungen enthielt als konkre­

te Maßnahmen (s.o.). Stabile politische Verhältnisse in 

den neuen Republiken und gute Beziehungen zwischen 

China und Zentralasien sind wichtig für die strategischen 

und wirtschaftlichen Interessen Beijings in Xinjiang. Ne­

ben China verfolgen jedoch noch andere Mächte ihre In­

teressen in Zentralasien. Ihre Motivation und ihr Einfluß 

sollen im nun folgenden Abschnitt analysiert werden.

3 Das Ringen der Anrainerstaaten um Ein­

fluß in Zentralasien

3.1 Die Türkei: Beste Ausgangslage durch gemeinsa­

me Sprache?

Nach dem Kollaps der Sowjetunion wurde die Türkei als 

wesentlicher Akteur im zukünftigen zentralasiatischen 

Machtgefüge angesehen. Die traditionelle Verbindung der 

Türkei mit den Turkvölkern der zentralasiatischen Staaten 

galt als Garant für eine künftige enge Bindung. Insbeson­

dere die westlichen Staaten favorisierten die Türkei (als 

NATO-Mitglied!) mit ihrer demokratisch-säkularen Regie­

rungsform als Bollwerk gegen den möglichen Einfluß des 

islamisch-fundamentalistischen Mullah-Regimes im Iran.94 

Bereits im Frühjahr 1992 reisten hohe türkische Regie­

rungsmitglieder durch die neu entstandenen zentralasiati­

schen Republiken und wurden aufgrund ihrer zahlreichen 

wirtschaftlichen Hilfsmaßnahmen und Kredite begeistert 

empfangen. Die Türkei stellte für die zentralasiatischen 

Staaten ein ideales Bindeglied zur Außenwelt dar, insbe­

sondere zu den westlichen Industrienationen. Um die wirt­

schaftliche Integration der Turkvölker voranzubringen, 

wurde 1992 die sich lange im Dornröschenschlaf befindli­

che Economic Cooperation Organisation (ECO) von der 

Türkei zu neuem Leben erweckt. Dieser Suborganisation 

der Central Treaty Organisation (CENTO) gehören neben 

der Türkei und den zentralasiatischen Staaten auch der 

Iran, Pakistan und Afghanistan an. Der anfängliche Enthu­

siasmus wurde jedoch bereits auf dem Gipfeltreffen der 

türkischsprechenden Nationen in Ankara Ende 1992 ge­

dämpft, nachdem die Republiken Zentralasiens, insbeson­

dere Kasachstan, den türkischen Integrationsplänen eine 

klare Absage erteilt hatten. Zum einen waren die Führer 

der zentralasiatischen Republiken kurz nach Erlangung 

ihrer Unabhängigkeit nicht bereit, sich erneut in den Zenit 

einer möglichen dominanten Macht zu begeben, und zum 

anderen wollte man auch weiterhin auf die Interessen 

Moskaus Rücksicht nehmen.95 Hinzu kommt, daß sich die 

Regierungen in den neuen Republiken zum Großteil aus 

der alten kommunistischen Nomenklatura rekrutierten, so 

daß ein zu großes Aufkommen des Pantürkismus auch die 

herrschende Elite in Frage gestellt hätte.

Auch beim bislang letzten Gipfeltreffen der Türkrepubli­

ken im kirgisischen Bischkek im August 1995 konnte die 

politische Integration der türkischsprachigen Länder nicht 

vertieft werden, es wurden lediglich Deklarationen zwi­

schen der Türkei und den zentralasiatischen Republiken 

zur wirtschaftlichen Zusammenarbeit unterzeichnet. Insbe­

sondere Usbekistan hatte gedroht, künftigen Treffen nicht 

mehr beizuwohnen, wenn diese politischen Charakter an­

nähmen. In der Abschlußerklärung nahmen die zentralasia­

tischen Republiken Rücksicht auf Moskau, indem sie ex­

plizit erklärten, daß sie ihre Beziehungen ausbauen wollen, 

"ohne ihre gegenwärtigen internationalen Verpflichtungen 

zu unterminieren".96 Die anfängliche Unabhängigkeits­

euphorie scheint damit den politischen Realitäten gewichen 

zu sein. Die zentralasiatischen Republiken sind wirtschaft­

lich immer noch von Rußland abhängig und wollen ihre 

Beziehungen zu Moskau nicht gefährden.

Dennoch sollte der Einfluß der Türkei in der Region nicht 

unterschätzt werden; er wird unter anderem durch den 

Handel der Türkei mit den zentralasiatischen Republiken 

belegt (vgl. Tabelle 7). Hinzu kommt die große Anzahl 

von zentralasiatischen Studenten, die an türkischen Uni­

versitäten und Militärakademien unterrichtet werden, wo­

durch die Türkei ein großes Maß an Einfluß auf die Re­

gion gewinnt.97 Zentral ist jedoch die natürliche kulturelle 

und sprachliche Verbindung der Türkei zu Zentralasien, 

wodurch wirtschaftliche und politische Kontakte per se 

erleichtert werden. Zentralasiatische Haushalte empfangen 

türkische Fernsehprogramme via Satellit, türkische Ge­

schäftsleute können in den Republiken in ihrer Mutter­

sprache verhandeln und Verträge abschließen.

3.2 Der Iran: Gefahr durch den islamischen Funda­

mentalismus?

Im Gegensatz zu den guten Ausgangsbedingungen der 

Türkei im Machtspiel um Einfluß in Zentralasien hatte es 

der Iran ungleich schwerer.98 Erstens wurde er von den 

westlichen Industrieländern als Gefahr für die politische 

Stabilität der jungen zentralasiatischen Republiken angese­

hen. Der Westen, aber auch Rußland und China befürch­

ten, daß Teheran den islamischen Fundamentalismus nach 

Zentralasien exportieren könne. Zweitens sahen die neuen 

(alten) Führungseliten der Republiken in dem islamisch­

fundamentalistischen Regime in Teheran eine Bedrohung 

ihrer eigenen Machtstellung. Die auf innenpolitische Sta­

bilität bedachten zentralasiatischen Führer wollten das 

Aufkommen islamisch-fundamentalistischer Kräfte mit 

allen Mitteln verhindern, da dies nicht nur Instabilität zur 

Folge hätte, sondern auch ihre eigene politische Legitima­

tion als säkulare und exkommunistische Regierungschefs 

untergraben würde. Verstärkt wurde die Perzeption der 

Bedrohung aus dem Iran durch die iranische Unterstützung 

der islamischen Fundamentalisten im tadschikischen Bür­

gerkrieg.99

Doch die ablehnende Haltung der zentralasiatischen Regie­

rungen gegenüber dem Iran wurde schnell durch Pragma­

tismus ersetzt. Die gemeinsame Grenze zwischen dem Iran 

und Turkmenistan hat als erstes den turkmenischen Präsi­

denten Najasow dazu veranlaßt, Kontakte zum Iran aufzu­

nehmen. Durch die Abhängigkeit von russischen Pipelines 

wollte sich die turkmenische Regierung die Option Iran 

offenhalten, um in Zukunft Erdgas in verschiedene Märkte
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tralasien in Richtung Europa oder Nahost gebaut.111 Fer­

ner müssen beispielsweise 60 Prozent aller Nahrungsmittel 

in Turkmenistan aus Rußland importiert werden.112

Nach der anfänglichen Euphorie über ihre Unabhängigkeit 

haben die zentralasiatischen Staaten mittlerweile erkannt, 

daß sie sich kurz- und mittelfristig nicht aus der Abhän­

gigkeit von Moskau lösen können. Das Internationale 

Stockholmer Institut für Friedensforschung geht sogar so 

weit zu behaupten, daß die Stimmung "even to some no- 

stalgia about the stability and relative well-being of the 

Soviet time" umgeschlagen sei.113 Der kasachische Prä­

sident Nasarbajew machte 1994 den Vorschlag, eine Art 

"Euro-Asiatische Union" zu gründen, der alle GUS-Staa- 

ten angehören sollten. Im Oktober 1994 wurde ein "Inter­

state Economic Committee of the Economic Union" ge­

gründet, das jedoch kaum eine Rolle spielt, da keines der 

GUS-Länder Kompetenzen an diese Institution abgeben 

wollte. Unter diesen Bedingungen bleibt es auch fraglich, 

ob die GUS-Staaten, wie geplant, bis 1998 eine Zollunion 

bilden werden, der bislang lediglich Rußland, Weißruß­

land und Kasachstan angehören.114

Auf dem Gipfeltreffen der Staatsoberhäupter der GUS- 

Staaten in Minsk im Mai 1995 einigten sich sieben Länder 

- darunter auch Kasachstan, Kirgistan und Tadschikistan - 

auf den gemeinsamen Schutz ihrer Grenzen, was de facto 

auf die Stationierung russischer Truppen hinausläuft. Us­

bekistan und Turkmenistan äußerten Bedenken gegen eine 

enge militärische Zusammenarbeit.115 Kasachstan, auf 

dessen Territorium bereits russische Truppen stationiert 

sind, hatte zusätzlich bereits einige Monate zuvor den Auf­

bau gemeinsamer Streitkräfte mit Rußland beschlossen. 

Außerdem sind russische Streitkräfte an der Überwachung 

der kirgisischen Grenze zu China und der turkmenischen 

Grenze zum Iran beteiligt. Nicht zu vergessen ist die russi­

sche Truppenpräsenz in Tadschikistan, der letztlich der 

tadschikische Präsident Rachmonow seine Macht verdankt. 

Offiziell handelt es sich bei den ausländischen Truppen in 

Tadschikistan zwar um ein Aufgebot der GUS-Staaten, der 

Anteil von Nichtrussen an diesen Streitkräften ist jedoch 

lediglich symbolischer Natur.116

Es zeigt sich somit, zumindest am Beispiel Zentralasiens, 

daß Rußland das Territorium der Gemeinschaft Unabhän­

giger Staaten als sein natürliches Einflußgebiet betrachtet 

und dies nicht nur verbal verkündet, sondern auch in die 

Tat umsetzt.117 Es wurde bereits bei der innenpolitischen 

Analyse der zentralasiatischen Republiken darauf hinge­

wiesen, daß die im Ausland lebenden Russen als Legitima­

tion für die Einflußnahme Moskaus in den entsprechenden 

Ländern dienen. Der Schutz der russischen Minderheiten 

dürfte jedoch nur ein Vorwand Rußlands sein, um die stra­

tegischen und wirtschaftlichen Interessen Rußlands in Zen­

tralasien zu legitimieren und zu behaupten.

3.4 Der Poker um das zentralasiatische Öl und die 

Rolle der USA

"Es geht um das Geschäft des kommenden Jahrhunderts. 

Einer der größten Schätze der Erde soll gehoben werden: 

das zentralasiatische Öl und Gas", so die Frankfurter All­

gemeine Zeitung.118 Nach Angaben der Weltbank sind in 

den Nachfolgestaaten der UdSSR sechs Prozent der welt­

weiten Ölreserven und 40 Prozent der Gasreserven bereits 

nachgewiesen, die tatsächliche Menge wird jedoch wesent­

lich höher vermutet.119 Unter dem Kaspischen Meer und 

seiner Umgebung sind allein 40 Mrd. Barrel Öl vorhan­

den, das gesamte Vorkommen wird auf 100 bis 200 Mrd. 

Barrel Öl geschätzt. Beispielsweise hat Kuwait zum Ver­

gleich 97 Mrd. Barrel nachgewiesene Ölreserven, wobei 

hier kaum neue Ölfelder vermutet werden.120 Die Öl- und 

Gasreserven in Zentralasien scheinen also immens zu sein, 

genaue Zahlen gibt es jedoch noch nicht.

Im Ölpoker in Zentralasien mischen neben den Anrainer­

staaten Rußland, Türkei und Iran auch die Vereinigten 

Staaten im großen Stil mit, denn ohne das Investitonskapi- 

tal der Amerikaner ist die Ausbeutung der Öl- und Gas­

vorkommen kaum denkbar. Die amerikanischen Konzerne 

Chevron und Mobil haben Anteile an der Erschließung 

eines der größten Ölfelder der Welt in Kasachstan nahe des 

Kaspischen Meeres. Die Investitionskosten werden auf 

20 Mrd. US$ veranschlagt.121 Die in Los Angeles behei­

matete Unocal will sich mit 3 Mrd. US$ an einer Pipe­

line von Turkmenistan über Afghanistan nach Pakistan 

beteiligen.122

Ebenso haben amerikanische Firmen einen Anteil von 44 

Prozent an einem internationalem Konsortium, das drei 

Offshore-Ölfelder in Aserbeidschan mit einem Investi­

tionsvolumen von 7,4 Mrd. US$ erschließen will. Neben 

vier amerikanischen sind fünf weitere westliche Erdölkon- 

zeme sowie das russische Unternehmen Lukoil vertreten. 

Insbesondere der Transport des Erdöls war zwischen den 

verhandelnden Akteuren sehr umstritten. Moskau bestand 

auf dem Transport des Erdöls durch die bereits vorhande­

nen russischen Pipelines, während die Türkei und die USA 

eine Route durch Aserbeidschan, Georgien und die Türkei 

befürworteten. Man einigte sich schließlich auf einen 

Kompromiß und wird das Öl künftig auf beiden Routen 

transportieren.123

An diesem Beispiel werden die Interessenkollision der 

beteiligten Mächte und die Ohnmacht der zentralasiati­

schen Staaten besonders deutlich. Nach dem Ende der So­

wjetunion und der russisch-amerikanischen Entspannung 

wurden zunächst kühne Pläne zur Ausbeutung des zentral- 

asiatischen Öls geschmiedet. Sehr schnell stellte sich je­

doch heraus, daß Rußland seine Monopolstellung in der 

Ausbeutung der Ölreserven in Zentralasien nicht ohne 

Gegenwehr abgeben würde. Die Türkei ist in diesem Öl­

poker der Vertreter der westlichen Interessen und wird vor 

allem durch die USA unterstützt. Der Iran suchte eine An­

näherung an Rußland, um nicht vollkommen von den 

westlichen Interessen überrannt zu werden. Die zentralasi­

atischen Republiken stehen vor dem Dilemma, daß sie 

einerseits die Interessen Rußlands berücksichtigen müssen 

- die wirtschaftliche Interdependenz der zentralasiatischen 

Republiken mit Rußland und die militärische Präsenz der 

Russen in Zentralasien ermöglichen es Moskau, enormen 

Druck auf die neuen Republiken auszuüben (s.o.) - und 

andererseits auf die ausländischen Investitionen zur Er­

schließung ihrer Rohstoffe angewiesen sind.

Neben den USA, Rußland, der Türkei und dem Iran gibt 

es noch weitere Akteure, die Einfluß in Zentralasien su­

chen. Zu nennen wären hier beispielsweise Pakistan und 

Afghanistan, wobei gerade Afghanistan für die neuen Füh­

rer der zentralasiatischen Republiken eher abschreckend 

wirkt aufgrund des anhaltenden Bürgerkrieges und der
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es keine politische oder wirtschaftliche Einflußsphäre in 

Zentralasien beanspruche, sondern lediglich an guten Be­

ziehungen interessiert sei. Im Hinblick auf die zentralasia­

tischen Republiken scheint es also keine Konfliktpunkte 

oder Meinungsverschiedenheiten zwischen Rußland und 

China zu geben.

Dennoch sorgt China für ein ausgeglichenes Machtver­

hältnis in der Region, indem es seine traditionell guten 

Beziehungen zu Pakistan nicht vernachlässigt und auch den 

Iran durch Waffenlieferungen unterstützt. Paradoxerweise 

repräsentieren beide Länder religiös-fundamentalistische 

Staaten, deren Entstehen China in Zentralasien am meisten 

fürchtet. Solange jedoch Rußland, die Türkei und der Iran 

um Einfluß in Zentralasien konkurrieren und sich in der 

Erschließung der Rohstoffe gegenseitig blockieren, kann 

dies für China nur von Vorteil sein, da es dadurch seine 

eigenen Interessen relativ ungehindert verfolgen kann.128

Neben den Beziehungen zu Moskau wird das chinesisch­

zentralasiatische Verhältnis in Zukunft durch die Entwick­

lung des Minderheitenproblems in Xinjiang geprägt wer­

den. Durch die enorme strategische und ökonomische 

Bedeutung der Region Xinjiang genießt die politische Sta­

bilität in dieser Region oberste Priorität in der Beijinger 

Führung. Sollte die Region durch politische Kräfte von 

außen, also aus den zentralasiatischen Republiken, destabi­

lisiert werden, hätte dies negative Auswirkungen auf die 

Beziehungen Chinas zu Zentralasien.

Die Analyse der wirtschaftlichen und politischen Situation 

in den zentralasiatischen Republiken hat gezeigt, daß die 

wirtschaftlichen Probleme noch nicht gemeistert sind und 

nach wie vor große ökonomische Defizite bestehen. Die 

politischen Verhältnisse sind indessen relativ stabil, mit 

Ausnahme derjenigen Tadschikistans. Die Führer der 

Republiken haben es verstanden, ihre politische Machtba­

sis zu konsolidieren, pantürkische, nationalistische oder 

islamistische Kräfte konnten sich nicht durchsetzen und 

sind kurzfristig auch nicht zu erwarten. Ob dies auch in 

Zukunft so sein wird, hängt im wesentlichen von der wirt­

schaftlichen Entwicklung der Länder ab. In einigen Repu­

bliken waren bereits Trendwenden erkennbar, wobei je­

doch noch keine eindeutige wirtschaftliche Besserung in 

Sicht war. Inwieweit sich diese Trends verstetigen werden, 

ist ungewiß. Sollte es den momentanen Machthabern je­

doch nicht gelingen, die zentralasiatischen Volkswirtschaf­

ten zu modernisieren und den Lebensstandard der Bevöl­

kerung anzuheben, wird es für sie sicherlich schwieriger 

werden, sich gegen oppositionelle Kräfte durchzusetzen.

Für China ergibt sich für die Zukunft ein Dilemma. Soll­

ten die zentralasiatischen Republiken prosperieren, werden 

dadurch sicherlich die Separatisten in Xinjiang in ihren 

Autonomiebestrebungen gestärkt. Denn bislang dienen die 

schlechten wirtschaftlichen Bedingungen in Zentralasien 

der Beijinger Führung als Negativbeispiel für mögliche 

Separationsbestrebungen. Sollte sich jedoch der wirtschaft­

liche Niedergang fortsetzen und es zu politischer Instabili­

tät in Zentralasien kommen, könnte diese auf die Region 

Xinjiang ausstr.ahlen. Deshalb ist für China der Status quo 

in den zentralasiatischen Republiken am günstigsten: rela­

tiv stabile politische Verhältnisse, autoritäre, exkommuni­

stische und säkulare Führungen und eine marode Wirt­

schaft.

Um diesem Dilemma zu entgehen, muß Beijing in Zukunft 

vor allem die wirtschaftliche Entwicklung der Region Xin­

jiang forcieren. Ein prosperierendes Westchina stabilisiert 

einerseits die gesamte zentralasiatische Region, denn es 

kann als Vorbild und Modell für die zentralasiatischen 

Staaten dienen, andererseits stabilisiert es nach innen, 

denn wirtschaftliches Wohlergehen der Minderheiten ent­

kräftet die Separationsbestrebungen. Neben dieser wirt­

schaftlichen Strategie wird China jedoch auch künftig die 

Mittel der Repression einsetzen, wenn dies für nötig emp­

funden wird.129

Andererseits sollten die Separationsbestrebungen in Xin­

jiang nicht überbewertet werden. Erstens ist es aufgrund 

der Inhomogenität der ethnischen Volksgruppen in Xin­

jiang sehr unwahrscheinlich, daß sich eine Einheitsfront 

gegen Beijing bildet. In den letzten Jahren kam es zwar 

immer wieder zu Unruhen, und die Öffnung der Grenzen 

nach Westen hat sicherlich den Gedanken- und Informa­

tionstransfer zwischen den Volksgruppen intensiviert und 

ihren Zusammenhalt gestärkt, eine Zunahme des Unruhe­

potentials ist jedoch nicht zu beobachten. Das Aufkommen 

von islamischem Fundamentalismus ist zwar nicht ausge­

schlossen, scheint jedoch eher unwahrscheinlich, insbe­

sondere, wenn die wirtschaftlichen Reformen greifen. 

Zweitens ist davon auszugehen, daß es kaum zu erfolgrei­

chen Separationsbestrebungen kommen wird, solange Chi­

na eine funktionierende Zentralregierung und eine der 

Führung loyale Armee hat. Die massive Präsenz der 

Volksbefreiungsarmee - begründet durch externe und in­

terne Sicherheitsüberlegungen - wird Unruhen sofort be­

kämpfen und eindämmen, denn die Armee ist nicht an 

einer Desintegration Chinas interessiert. Der Niedergang 

und Zerfall der sowjetischen Streitkräfte hat den Offizieren 

vor Augen geführt, was Desintegration eines Landes für 

die Streitkräfte bedeutet.

Im globalen Mächtespiel um Einfluß in Zentralasien ist die 

Rolle Chinas relativ gering, der wichtigste Akteur ist im­

mer noch Rußland. Dies resultiert aus der wirtschaftli­

chen, politischen und militärischen Abhängigkeit der zen­

tralasiatischen Republiken von Moskau. Daher ist künftig 

die Entwicklung der chinesisch-russischen Beziehungen 

der entscheidende Gradmesser für das Verhältnis Chinas 

zu Zentralasien. Pantürkische und islamistische Kräfte 

haben sich bislang nicht in den zentralasiatischen Republi­

ken durchsetzen können, ihr Erstarken kann jedoch für die 

Zukunft nicht völlig ausgeschlossen werden. Um dies zu 

verhindern, bedarf sowohl Zentralasien als auch Xinjiang 

der wirtschaftlichen Entwicklung. Autorität und Legitima­

tion der Führung in Beijing hängen vom Erfolg der Wirt­

schaftsreform und einem steigenden Lebensstandard in der 

Autonomen Region ab. Insgesamt ist die Entwicklung in 

Zentralasien aus Sicht der Führung in Beijing positiv zu 

beurteilen, da die Stabilität und die Aufrechterhaltung des 

Status quo wesentliche Garanten der chinesischen Interes­

sendurchsetzung sind.
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Fläche: 33.920 qkm

Bevölkerung: 7,238 Millionen Einwohner

Hauptstadt: Haikou

Rahmenbedingungen

Geographische Lage

Hainan ("südlich des Meeres"), auch Qiongya ("Jadeklip­

pen") genannt, liegt gegenüber der Guangdonger Halbinsel 

Leizhou im Südchinesischen Meer. Die Insel vereint meh­

rere Superlative in sich: Sie ist die jüngste Provinz Chinas, 

bis März 1988 gehörte sie zur Provinz Guangdong. Sie ist 

die südlichste Provinz Chinas und die größte Insel der 

Volksrepublik China. Ihre Gesamtfläche entspricht der 

Fläche Nordrhein-Westfalens und 0,4% der Fläche Chi­

nas. Zum Administrationsgebiet der Provinz gehören zu­

dem 20.000 qkm des Südchinesischen Meeres mit etwa 

200 Inseln, einschließlich der Spratly-Inseln.

Topographie

Die Insel Hainan besteht aus Berg-, Hügelland und Pla­

teaus. Plateaus und Ebenen, unterhalb 100 m gelegen, 

machen zwei Drittel der Fläche aus und bedecken im we­

sentlichen die nördliche Hälfte der Insel und die Küstenre­

gionen. Der Norden Hainans ähnelt in seiner geographi-




